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(57) Verfahren zur Herstellung einer Gründung für
eine Offshore-Anlage, insbesondere für eine Offshore-
Windkraftanlage, wobei ein Bauelement in Form eines
rohrförmigen Hohlkörpers mit seinem unteren Ende auf
den Meeresboden abgesenkt wird. Anschließend wird
das untere Ende des Bauelementes in den Meeresboden

eingebracht. Zum Unterstützen dieses Einbringens wird
das Bauelement in seinem oberen Bereich mit einer Vi-
brationseinrichtung beaufschlagt. Während des Einbrin-
gens des Bauelementes wird in den Spalt bzw. Ringspalt
zwischen Bauelement und angrenzendem Meeresbo-
den Verfüllmaterial eingebracht. Das Bauelement wird
nach Erreichen seiner Endtiefe im Bohrloch fixiert.
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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Verfahren zur Herstel-
lung einer Gründung für eine Offshore-Anlage, insbeson-
dere für eine Offshore-Windkraftanlage. Offshore-Anla-
ge meint ein feststehendes Bauwerk, das in der offenen
See und insbesondere vor Küsten errichtet wird. Offsho-
re-Anlagen können neben Offshore-Windkraftanlagen
auch beispielsweise Bohrinseln oder Brücken sein.
[0002] Eine Offshore-Windkraftanlage weist ein Bau-
element bzw. Gründungselement auf, welches die Wind-
kraftanlage im Meeresboden verankert. Auf dieses Grün-
dungselement ist ein Mast aufgesetzt, der hoch aus der
Wasseroberfläche herausragt. Auf der Spitze des Ma-
stes ist in der Regel ein Maschinenhaus aufgesetzt, das
im Wesentlichen einen Generator, eine Lagerungsein-
heit für einen Rotor und den Rotor selbst aufweist. Heute
geplante Offshore-Windkraftanlagen ragen bis über 150
m aus dem Wasser heraus und sollen in Wassertiefen
bis zu 60 m installiert werden.
[0003] Die Gründung der Windkraftanlagen am Mee-
resboden ist aufgrund von Wellengang, Windlasten und
Eigengewicht der Windkraftanlage sowie aufgrund der
dynamischen Kräfte aus dem Anlagenbetrieb aufwendig.
Bis heute kommen im Wesentlichen entweder soge-
nannte Monopiles zum Einsatz (schwere Rohre mit gro-
ßem Durchmesser bis über 6 m) oder schwere Stahl-
fachwerkkonstruktionen, insbesondere sogenannte Tri-
pods, Tripiles oder Jackets, die an drei oder mehr Punk-
ten mit Rammpfählen oder anderen Konstruktionen im
Meeresboden verankert werden. Alle vorgenannten
Gründungskonstruktionen stoßen zunehmend an wirt-
schaftliche, technische und insbesondere ökologische
Grenzen. Zum Einbringen von Monopiles und der ande-
ren Gründungssysteme sind oft schwere Rammarbeiten
notwendig, die zu großen Schallemissionen im  Meer füh-
ren und die Umwelt beeinträchtigen. Deshalb stoßen sol-
che Vorhaben zunehmend auf Genehmigungsschwierig-
keiten. Verstärkt wird dieser Effekt durch die zukünftig
angestrebten Anlagengrößen von deutlich über 5 MW,
die notwendig werden, um die gewünschten Leistungs-
installationen von Offshore-Windkraftanlagen zu errei-
chen. Außerdem ist die Machbarkeit von Rammarbeiten
abhängig von der lokalen Geologie. Bei Felsgestein,
Lehmschichten oder lokalen Felsbrocken stößt die Her-
stellung von Gründungen von Offshore-Windkraftanla-
gen mittels Rammen an ihre Grenzen.
[0004] Demgegenüber liegt der Erfindung das techni-
sche Problem zugrunde, ein Verfahren der eingangs ge-
nannten Art anzugeben, das die ökologischen Belastun-
gen minimiert, die geologischen Abhängigkeiten redu-
ziert und gleichzeitig die bestehenden Einschränkungen
für die Größe der Windkraftanlagen und damit der Trag-
fähigkeit der Gründungskonstruktionen überwindet.
[0005] Zur Lösung dieses technischen Problems lehrt
die Erfindung ein Verfahren zur Herstellung einer Grün-
dung für eine Offshore-Anlage, insbesondere für eine
Offshore-Windkraftanlage, wobei ein Bauelement in

Form eines rohrförmigen Hohlkörpers mit seinem unte-
ren Ende auf den Meeresboden abgesenkt wird,
[0006] wobei anschließend das untere Ende des Bau-
elementes in den Meeresboden eingebracht wird und
wobei zum Unterstützen dieses Einbringens das Bauele-
ment mittels einer in seinem oberen Bereich bzw. an sei-
nem oberen Ende angebrachten Vibrationseinrichtung
mit Vibrationsenergie beaufschlagt wird,
wobei während des Einbringens des Bauelementes in
den Spalt bzw. Ringspalt zwischen Bauelement und an-
grenzendem Meeresboden bzw. Gebirge Verfüllmaterial
eingebracht wird, vorzugsweise kontinuierlich einge-
bracht wird
und wobei das Bauelement nach Erreichen seiner End-
tiefe fixiert wird. - Das Bauelement kann anschließend
selbst als Gründungselement bzw. Gründungskörper
eingesetzt werden oder als Verankerungselement eines
solchen dienen. Es kann aber auch als verlorene Scha-
lung zur Herstellung eines Hohlraums dienen, in dem
nachträglich der Gründungskörper (Monopile, Tripod
etc.) positioniert und verankert wird. Es liegt im Rahmen
der Erfindung, dass es sich bei dem Bauelement um ei-
nen rohrförmigen Hohlkörper aus Stahl oder aus Beton
handelt. Beton beinhaltet hier verschiedene Beweh-
rungsarten von Betonstahl, hochfestem Betonstahl,
Spannstahl, Stahlfasern, Kunststofffasern und Kombina-
tionen daraus sowie auch Stahlverbundbauweisen. Vor-
zugsweise ist das Bauelement bzw. der Hohlkörper zy-
linderförmig ausgebildet und bevorzugt ist auch der Hohl-
raum in dem Bauelement zylinderförmig ausgebildet. Es
liegt weiterhin im Rahmen der Erfindung, dass sich der
Hohlraum, vorzugsweise der zylindrische Hohlraum über
die gesamte Länge des Bauelementes bzw. über die ge-
samte Länge des Hohlkörpers erstreckt.
[0007] Eine erfindungsgemäß eingesetzte Vibrations-
einrichtung wird im oberen Bereich bzw. am oberen Ende
des Hohlkörpers fixiert und mittels der Vibrationseinrich-
tung kann der Hohlkörper mit Vibrationsenergie beauf-
schlagt werden. Dadurch wird der Hohlkörper gleichsam
in den Untergrund bzw. in den Boden einvibriert. - Der
Erfindung liegt die Erkenntnis zugrunde, dass aufgrund
der Kombination des Einsatzes einer Vibrationseinrich-
tung mit dem Verfüllen des Spaltes bzw. Ringspaltes ein
überraschend einfaches und präzises
[0008] Einbringen des Hohlkörpers in den Untergrund
möglich ist. Das gilt vor allem auch für Hohlkörper mit
geringerem Gewicht (insbesondere geringer Länge und/
oder geringem Durchmesser und/oder geringer Mantel-
dicke), die nicht ohne weiteres unter ihrem Eigengewicht
in den Untergrund eindringen. So eignet sich das erfin-
dungsgemäße Verfahren beispielsweise sehr gut für die
Einbringung von Gründungselementen für Jackets.
[0009] Eine ganz besonders bevorzugte Ausführungs-
form der Erfindung ist dadurch gekennzeichnet, dass am
unteren Ende des Bauelementes mit einer Bohreinrich-
tung ein Bohrloch in den Meeresboden gebohrt wird und
dass das Bauelement entsprechend dem Bohrfortschritt
in dem Bohrloch abgesenkt wird. Bei dieser sehr bevor-

1 2 



EP 2 650 446 A1

3

5

10

15

20

25

30

35

40

45

50

55

zugten Ausführungsform der Erfindung wird also das Ein-
bringen des Bauelementes in den Meeresboden einer-
seits unterstützt durch die Beaufschlagung des Bauele-
mentes mit Vibrationsenergie mittels der Vibrationsein-
richtung und andererseits durch das Bohren in den Mee-
resboden mittels der Bohreinrichtung. Es liegt im Rah-
men der Erfindung, dass während des Bohrfortschritts
zwischen Bauelement und Bohrlochwandung ein Verfüll-
material eingebracht wird, vorzugsweise kontinuierlich
eingebracht wird. Es liegt weiterhin im Rahmen der Er-
findung, dass das Bauelement nach Erreichen seiner
Endtiefe im Bohrloch fixiert wird.
[0010] Soweit hier und nachfolgend vom Meer bzw.
vom Meeresboden die Rede ist, schließt das die Anwen-
dung des erfindungsgemäßen Verfahrens in Süßwasser-
gewässern nicht aus. Insoweit meint Meeresboden also
auch beispielsweise den Boden eines Sees oder eines
Flusses.
[0011] Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass das
Bauelement aus einer im Wesentlichen horizontalen
Transportposition in eine vertikale Position bzw. in  eine
im Wesentlichen vertikale Position überführt wird und
dass das Bauelement bzw. der Hohlkörper mit Hilfe einer
Manipulationseinrichtung in der vertikalen bzw. in der im
Wesentlichen vertikalen Position gehalten wird. - Dass
das Bauelement mit Hilfe der Manipulationseinrichtung
in einer vertikalen bzw. in einer im Wesentlichen vertika-
len Position gehalten wird, meint im Rahmen der Erfin-
dung, dass die Längsachse des Bauelements bzw. des
rohrförmigen Hohlkörpers vertikal bzw. im Wesentlichen
vertikal orientiert ist.
[0012] Vorzugsweise wird für die Installation bzw. für
die Verankerung des Bauelementes eine Versetzeinrich-
tung eingesetzt. Bei der Versetzeinrichtung kann es sich
insbesondere um eine Hubinsel oder ein Schiff handeln.
Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass das Bauelement
in eine vertikale Position bzw. in eine im Wesentlichen
vertikale Position überführt wird, und zwar vorzugsweise
mit einer Hebevorrichtung, die bevorzugt an bzw. auf der
Versetzeinrichtung angeordnet bzw. fixiert ist. Empfoh-
lenermaßen wird im Übrigen die Versetzeinrichtung mit
Hubbeinen auf dem Meeresboden abgestützt und posi-
tioniert. Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass das Bau-
element in seiner vertikalen Position bzw. im Wesentli-
chen vertikalen Position von der Manipulationseinrich-
tung fixiert bzw. eingespannt wird und in der vertikalen
Position bzw. in der im Wesentlichen vertikalen Position
gehalten wird. Zweckmäßigerweise ist die Manipulati-
onseinrichtung an der Versetzeinrichtung angeschlos-
sen bzw. fixiert.
[0013] Nach besonders bevorzugter Ausführungsform
der Erfindung wird das Bauelement in seiner in Bezug
auf seine Höhe h oberen Hälfte bevorzugt im oberen Vier-
tel von der Manipulationseinrichtung gehalten. Dazu
weist die Manipulationseinrichtung zweckmäßigerweise
eine Spanneinrichtung mit Spannelementen auf, zwi-
schen denen das Bauelement eingespannt wird. Dabei
kann es sich um eine Spannschellenkonstruktion han-

deln. Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass das Bau-
element mit der Manipulationseinrichtung bezüglich sei-
ner vertikalen und horizontalen Position geführt bzw. ge-
halten wird.
[0014] Zweckmäßigerweise wird das Bauelement zu-
nächst in der Manipulationseinrichtung eingespannt und
dann mit Hilfe der Manipulationseinrichtung und der He-
bevorrichtung in Richtung Meeresboden bewegt. Vor-
zugsweise wird anschließend das Bauelement so von
der Manipulationseinrichtung gelöst, dass es unter sei-
nem Eigengewicht auf den Meeresboden sinken kann
bzw. unter seinem Eigengewicht in den Meeresboden
einsinken kann. Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass
dann die Vibrationseinrichtung im oberen Bereich bzw.
am oberen Ende des Bauelementes fixiert wird. Zur wei-
teren Unterstützung des Absenkvorganges wird zweck-
mäßigerweise vorab eine Bohreinrichtung am unteren
Ende des Bauelementes installiert.
[0015] Gemäß bevorzugter Ausführungsform des er-
findungsgemäßen Verfahrens wird die Manipulations-
einrichtung beim Absenken des Bauelementes das Bau-
element in seiner Position haltend, in Richtung Meeres-
boden nachgeführt. Die Manipulationseinrichtung wird
dabei zweckmäßigerweise an zumindest einer Füh-
rungsschiene der Versetzeinrichtung vertikal nach unten
nachgeführt. Das Nachführen erfolgt dabei bevorzugt so-
lange, bis das Bauelement seine Endtiefe im Meeresbo-
den erreicht hat. Dass das Bauelement von der Manipu-
lationseinrichtung in seiner Position gehalten wird, meint
im Rahmen der Erfindung, dass das Bauelement bezüg-
lich seiner vertikalen und/oder horizontalen Position von
der Manipulationseinrichtung gehalten bzw. geführt wird.
[0016] Eine sehr bevorzugte Ausführungsform der Er-
findung ist dadurch gekennzeichnet, dass mit der Bohr-
einrichtung taktweise gebohrt wird und dass zwischen
den einzelnen Bohrvorgängen die erfindungsgemäße Vi-
brationseinrichtung zum  Einsatz kommt. Zweckmäßi-
gerweise wird der Hohlkörper zunächst mit der Vibrati-
onseinrichtung eine bestimmte Strecke nach unten in
den Boden einvibriert bzw. eingerüttelt, wobei in der Re-
gel Bodenmaterial von unten in den Hohlraum des Hohl-
körpers eindringt. Danach wird bevorzugt die Vibrations-
einrichtung abgeschaltet und die Bohreinrichtung akti-
viert, so dass zunächst nur der im Inneren des Hohlkör-
pers befindliche Boden abgebaut und gefördert wird. Es
besteht weiterhin die Möglichkeit, auch unterhalb des ei-
gentlichen Hohlkörpers Bodenmaterial abzubauen und
zu fördern. Es liegt dabei im Rahmen der Erfindung, dass
der Hohlkörper taktweise nach jedem Bohrhub oder kon-
tinuierlich mit dem Bohrfortschritt in dem Bohrloch abge-
senkt bzw. auf dem Boden des Bohrloches abgesetzt
wird. Anschließend wird empfohlenermaßen die Bohr-
einrichtung abgeschaltet und wiederum die Vibrations-
einrichtung aktiviert usw.. Bei diesen Vorgängen wird das
Bauelement vorzugsweise von der Manipulationsein-
richtung geführt bzw. gehalten. Empfohlenermaßen wird
im Übrigen das beim Bohrvorgang gelöste Bodenmate-
rial durch den Hohlraum des Bauelementes bzw. des
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Hohlkörpers nach oben abgefördert.
[0017] Zweckmäßigerweise ist zumindest ein Teil der
Bohreinrichtung in dem Hohlraum des Bauelementes
bzw. des Hohlkörpers aufgenommen. Empfohlenerma-
ßen wird die Bohreinrichtung in den Hohlraum des Bau-
elementes eingeführt und positioniert, wenn das Bauele-
ment auf dem Meeresboden abgesetzt wurde bzw. in
den Meeresboden eingesunken ist. Es liegt im Rahmen
der Erfindung, dass zumindest der Bohrantrieb der Bohr-
einrichtung sowie gegebenenfalls Kabelzuführungen für
diesen Bohrantrieb in dem Hohlraum des Bauelementes
angeordnet sind. Bei dem Bohrantrieb kann es sich um
einen hydraulischen oder elektromotorischen Bohran-
trieb handeln. Zweckmäßigerweise ist der Bohrantrieb
im Hohlraum des Bauelementes fixiert. Es liegt im Rah-
men der Erfindung, dass in dem Hohlraum des Bauele-
mentes angeordnete Kabelzuführungen die Steuerung
der Bohreinrichtung von einem Steuerstand auf der Ver-
setzeinrichtung aus ermöglichen.
[0018] Gemäß einer Ausführungsform des erfindungs-
gemäßen Verfahrens wird bei dem Bohrvorgang im Voll-
schnittverfahren gebohrt. Dazu ist vorzugsweise ein am
unteren Ende des Bauelementes installiertes Schneid-
rad vorgesehen. Das rotierende Schneidrad löst den Bo-
den im Bohrloch und führt das gelöste Bodenmaterial
zweckmäßigerweise einer Fördereinrichtung zu. - Nach
einer anderen Ausführungsform des erfindungsgemä-
ßen Verfahrens wird bei dem Bohrvorgang im Teilschnitt-
Verfahren gebohrt. Dabei wird vorzugsweise eine rotie-
rende Schneidwalze mit Besatz aus Abbauwerkzeugen
eingesetzt, die bevorzugt an einem dreidimensional be-
wegbaren Arm montiert ist. Das gelöste Bodenmaterial
wird auch bei dieser Ausführungsform des erfindungs-
gemäßen Verfahrens von der Schneidwalze einer För-
dereinrichtung zugeführt.
[0019] Eine weitere Ausführungsform des erfindungs-
gemäßen Verfahrens ist dadurch gekennzeichnet, dass
mit einem Bauelement gearbeitet wird, das an seinem
unteren Stirnende eine Schneidkante aufweist. Vorzugs-
weise läuft diese Schneidkante über den gesamten Um-
fang des Bauelementes bzw. des Hohlkörpers um. Zur
Realisierung der Schneidkante läuft die Wandung des
Bauelementes bzw. des rohrförmigen Hohlkörpers nach
unten hin spitz zu. Besonders vorteilhaft ist die untere
Schneidkante des Hohlkörpers in Kombination mit der
erfindungsgemäßen Vibrationseinrichtung. Aufgrund
dieser Schneidkante lässt sich der Hohlkörper beson-
ders effektiv in den Untergrund einrütteln bzw. einvibrie-
ren.
[0020] Während des Bohrvorgangs wird die Bohrloch-
wandung zweckmäßigerweise hydraulisch gestützt und
geschmiert, insbesondere durch ein im Bohrloch bzw. im
Hohlraum des Bauelementes vorhandenes fluides Me-
dium. Bei diesem fluiden Medium handelt es sich zweck-
mäßigerweise um eine Flüssigkeit in Form von Seewas-
ser oder in Form einer Suspension. Die Verwendung von
speziellen Suspensionen bzw. Stützsuspensionen auf
Polymerbasis oder Bentonitbasis oder hydraulisch ab-

bindenden Materialien ist im Bedarfsfall möglich. Zweck-
mäßigerweise wird die hydraulische Stützung und
Schmierung durch Flüssigkeit mit einem im Vergleich
zum Meeresspiegel erhöhten Flüssigkeitsdruck reali-
siert. Die Flüssigkeit dringt dadurch in den Zwischenraum
zwischen Boden bzw. Bohrlochwandung und der Außen-
fläche des Hohlkörpers ein. Dieser Zwischenraum oder
Ringspalt kann dabei planmäßig erzeugt werden durch
Bohren mit Überschnitt oder sich aufgrund des Bohr- und
Vibrationsvorgangs ergeben. Durch diese hydraulische
Stützung bzw. durch den dabei erzeugten Druck wird ein
Zusammenfallen der Bohrlochwandungen verhindert.
Außerdem wird dadurch ein Anhaften von Teilen des um-
gebenden Bodens an der Außenfläche des Hohlkörpers
vermieden, wodurch der o.g. Effekt der Schmierung er-
zielt wird.
[0021] Eine mögliche Ausführungsform der Erfindung
ist dadurch gekennzeichnet, dass der Ringspalt während
des Bohrvorgangs mit einem nicht aushärtenden bzw.
nicht abbindenden Verfüllmaterial verfüllt wird und dass
der Ringspalt zum Ende des Bohrvorgangs und/oder
nach Beendigung des Bohrvorgangs unter Verdrängung
des nicht aushärtenden bzw. nicht abbindenden Verfüll-
materials mit einem aushärtenden bzw. abbindenden
Verfüllmaterial verfüllt bzw. verpresst wird. Bei dem nicht
aushärtenden Verfüllmaterial kann es sich bevorzugt um
eine Bentonitsuspension handeln. Als aushärtendes
bzw. abbindendes Verfüllmaterial wird zweckmäßiger-
weise ein hydraulisch abbindendes  Verfüllmaterial ein-
gesetzt. Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass das nicht
aushärtende bzw. nicht abbindende Verfüllmaterial nach
Erreichen der Endtiefe des Bauelementes wieder aus
dem Ringspalt entfernt wird. Dazu wird vorzugsweise
über den Hohlraum des Bauelementes das aushärtende
bzw. abbindende Verfüllmaterial - beispielsweise ein
Mörtel - von unten in den Ringspalt eingepresst, so dass
das nicht aushärtende bzw. nicht abbindende Verfüllma-
terial nach oben hin verdrängt wird und am oberen Ende
des Ringspaltes austritt. Es ist dabei möglich, das nicht
aushärtende bzw. nicht abbindende Verfüllmaterial - bei-
spielsweise eine Bentonitsuspension - am oberen Ende
des Ringspaltes mit Hilfe eines Auffangringes aufzufan-
gen, damit das Material nicht ins Meerwasser gelangt.
[0022] Nach einer anderen Ausführungsform der Er-
findung wird der Ringspalt während des Bohrvorgangs
mit einem aushärtenden bzw. abbindenden Verfüllmate-
rial verfüllt bzw. verpresst. Vorzugsweise handelt es sich
dabei um ein hydraulisch abbindendes Verfüllmaterial.
Wenn während des Bohrvorgangs der Ringspalt mit dem
aushärtenden Verfüllmaterial verfüllt wird, muss sicher-
gestellt sein, dass die Kontaktfläche zwischen Bauele-
ment und Verfüllmaterial ausreichend gleitfähig bleibt.
Dazu kann ein entsprechend spezielles Verfüllmaterial
eingesetzt werden. Es ist auch möglich, eine entspre-
chende Beschichtung auf der Außenoberfläche des Bau-
elementes aufzubringen. Das erfindungsgemäße Vibrie-
ren des Bauelementes trägt dazu bei, dass eine ausrei-
chende Beweglichkeit des Bauelementes relativ zum
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Verfüllmaterial gewährleistet bleibt. - Nach einer emp-
fohlenen Ausführungsform wird ein aushärtender Mörtel
bzw. Ringspaltmörtel als Verfüllmaterial für den Rings-
palt eingesetzt.
[0023] Eine weitere Ausführungsform des erfindungs-
gemäßen Verfahrens zeichnet sich dadurch aus, dass
das aushärtende bzw. abbindende Verfüllmaterial über
seitliche Öffnungen in der Wandung des Bauelementes
eingebracht wird. Das Einpressen kann im Bedarfsfall
mit hohem Druck erfolgen, so dass das Verfüllmaterial
über den Ringspalt hinaus in den angrenzenden Boden
bzw. das angrenzende Gebirge eindringt und dort ver-
ästelte, mit aushärtendem Verfüllmaterial gefüllte Kanäle
bildet. Dieses Einpressen unter hohem Druck kann auch
nach Einbringen eines aushärtenden Verfüllmaterials
vorgenommen werden, oder wiederholt vorgenommen
werden, wobei dann das im Ringspalt vorhandene, aus-
gehärtete Verfüllmaterial teilweise aufgebrochen wird
und von dem neu eingepressten Verfüllmaterial durch-
setzt wird, dass dann auch darüber hinaus weiter in den
Boden eindringt und dort die vorab beschriebenen Ver-
ästelungen ausbildet. Auf diese Weise ergibt sich eine
optimale Verzahnung des Bauelementes mit dem Boden
sowie eine Verbesserung desselben und somit insge-
samt eine verbesserte Tragfähigkeit.
[0024] Gemäß einer weitergehenden Ausführungs-
form der Erfindung wird das Bauelement zusätzlich mit
Hilfe von Verpressankern fixiert, die durch Öffnungen in
dem rohrförmigen Hohlkörper in den umgebenden Bo-
den getrieben werden. Auch diese Verpressanker ge-
währleisten eine bessere Verankerung bzw. Verzahnung
des Bauelementes in dem umgebenden Boden. Zweck-
mäßigerweise handelt es sich um vorgespannte Ver-
pressanker.
[0025] Vorzugsweise wird nach Abschluss des Bohr-
vorganges zumindest ein Teil der Komponenten der
Bohreinrichtung zurückgebaut. Zweckmäßigerweise
wird zumindest der Bohrantrieb wieder aus dem Hohl-
raum des Bauelementes entfernt und bevorzugt auch der
Bohrkopf bzw. die Bohrwerkzeuge. Ein vollständiger
Rückbau der Komponenten der Bohreinrichtung emp-
fiehlt sich.
[0026] Der Erfindung liegt die Erkenntnis zugrunde,
dass mit dem erfindungsgemäßen Verfahren ein einfa-
ches und effektives Einbringen von Bauelementen bzw.
Gründungselementen in den Untergrund möglich ist. Da-
bei können die ökologischen Belastungen und insbeson-
dere unerwünschte Schallemissionen gegenüber aus
der Praxis bekannten Maßnahmen überraschend be-
achtlich minimiert werden. Der Erfindung liegt weiterhin
die Erkenntnis zugrunde, dass vor allem der Kombination
von Vibrieren einerseits und Verpressen andererseits er-
hebliche Bedeutung zukommt. Mit dem Verfahren lassen
sich vor allem auch Bauelemente mit geringem Gewicht
- beispielsweise Pfähle für Jackets - einfach und effektiv
in den Boden einbringen. Das erfindungsgemäße Ver-
fahren ist von lokalen geologischen Verhältnissen weit-
gehend unabhängig. Die mit dem Verfahren hergestellte

Gründung zeichnet sich durch eine überraschend hohe
Tragfähigkeit aus und zwar bei gleichzeitiger Reduzie-
rung der Massen und Gewichte der in einem Arbeits-
schritt einzubauenden Komponenten. Damit werden die
bislang bestehenden Einschränkungen für die Größe
von Offshore-Anlagen überwunden. Das erfindungsge-
mäße Verfahren arbeitet mit relativ einfachen und wenig
aufwendigen Maßnahmen und kann somit verhältnismä-
ßig kostengünstig realisiert werden.
[0027] Nachfolgend wird die Erfindung anhand von le-
diglich ein Ausführungsbeispiel darstellenden Zeichnun-
gen näher erläutert. Es zeigen in schematischer Darstel-
lung:

Figur 1 eine erste Phase des erfindungsgemäßen
Verfahrens,

Figur 2 eine zweite Phase,

Figur 3 eine dritte Phase,

Figur 4 eine vierte Phase des Verfahrens,

Figur 5 eine Draufsicht auf ein Bauelement mit daran
fixierter Manipulationseinrichtung in Form ei-
ner Spannschellenkonstruktion,

Figur 6 einen Schnitt durch eine Ausführungsform ei-
nes Bauelementes mit innenseitig angeord-
neter Bohreinrichtung für das erfindungsge-
mäße Verfahren und

Figur 7 einen vergrößerten Ausschnitt aus Fig. 6.

[0028] Die Figuren verdeutlichen das erfindungsge-
mäße Verfahren zur Herstellung einer Gründung für eine
Offshore-Anlage, und zwar im Ausführungsbeispiel nach
den Figuren für eine Offshore-Windkraftanlage.
[0029] Gemäß der in Figur 1 dargestellten ersten Pha-
se des erfindungsgemäßen Verfahrens wird das Bauele-
ment 1 mit der Hebevorrichtung 7 aus der Transportpo-
sition in eine vertikale Position überführt. Das in der ver-
tikalen Position befindliche Bauelement 1 wird anschlie-
ßend in eine Manipulationseinrichtung 8 der Hubinsel 4
eingespannt. In der Figur 5 ist eine bevorzugte Ausfüh-
rungsform der erfindungsgemäßen Manipulationsein-
richtung 8 dargestellt. Hier weist die Manipulationsein-
richtung 8 eine Spannschellenkonstruktion mit Spann-
schellen 9 zum Einspannen des Bauelementes 1 auf. In
der Figur 5 ist auch deutlich erkennbar, dass im Ausfüh-
rungsbeispiel und nach bevorzugter Ausführungsform
der Erfindung das Bauelement 1 einen kreisförmigen
Querschnitt aufweist und somit zylinderförmig ausgebil-
det ist. Das Einspannen des Bauelementes 1  in der Ma-
nipulationseinrichtung 8 erfolgt bevorzugt und im Aus-
führungsbeispiel (Figur 1) am oberen Ende des Bauele-
mentes 1.
[0030] Die Figur 2 zeigt die zweite Phase des erfin-
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dungsgemäßen Verfahrens. Hier wird das Bauelement
1 mit der an zumindest einer Führungsschiene 10 der
Hubinsel 4 vertikal verfahrbaren Manipulationseinrich-
tung 8 zum Meeresboden 3 hingeführt. Mit andern Wor-
ten wird das untere Ende des Bauelementes 1 auf dem
Meeresboden 3 abgestellt. Dabei kann nach einer Aus-
führungsform der Erfindung kurz vor Erreichen des Mee-
resbodens 3 das Bauelement 1 in der Manipulationsein-
richtung 8 mit der Maßgabe gelöst werden, dass das Bau-
element 1 unter seinem Eigengewicht vertikal nach unten
zum Meeresboden 3 sinkt und gegebenenfalls in den
Meeresboden 3 einsinkt. In der Fig. 2 ist auch erkennbar,
dass im Inneren des Bauelementes 1 eine Bohrvorrich-
tung 12 angeordnet sein kann und am oberen Ende des
Bauelementes 1 eine Vibrationseinrichtung 27 fixiert ist.
Anschließend werden vorzugsweise abwechselnd die
Vibrationseinrichtung 27 und die Bohreinrichtung 12 ak-
tiviert. Es findet also im Wechsel ein Einvibrieren des
Bauelementes 1 in den Meeresboden 3 und ein Bohren
des Bohrloches 11 statt. Eine bevorzugte Ausführungs-
form der Bohreinrichtung 12 ist im Übrigen in der Figur
6 schematisch dargestellt. Darauf wird weiter unten noch
eingegangen.
[0031] Das Bohrloch 11 wird in den Bohrphasen suk-
zessive entsprechend dem Durchmesser des Bauele-
mentes 1 in den Meeresboden 3 gebohrt. Dabei wird das
Bauelement 1 mit Hilfe der an der Führungsschiene 10
vertikal verfahrbaren Manipulationseinrichtung 8 nach-
geführt. Das Bauelement 1 wird zweckmäßigerweise so-
wohl bezüglich der horizontalen Richtung als auch be-
züglich der vertikalen Richtung von der Manipulations-
einrichtung 8 geführt bzw. gehalten. In der in Figur 3 dar-
gestellten dritten Phase des erfindungsgemäßen Verfah-
rens  wurde bereits die Endtiefe des Bauelementes 1
erreicht und die Manipulationseinrichtung 8 ist in dieser
Phase noch am oberen Ende des Bauelementes 1 an-
geschlossen.
[0032] Gemäß der in Figur 4 dargestellten vierten Pha-
se wird die Führungsschiene 10 mit der am unteren Ende
der Führungsschiene 10 angeordneten Manipulations-
einrichtung 8 nach oben verfahren. - Das Bohrloch 11
wird im Übrigen mit Überschnitt gebohrt, sodass der
Durchmesser des Bohrloches 11 etwas größer ist als der
Außendurchmesser des Bauelementes 1. Der dabei re-
sultierende Ringspalt 13 zwischen dem Bauelement 1
und der Bohrlochwandung wird nach einer bevorzugten
Ausführungsform der Erfindung mit einem aushärtenden
Mörtel bzw. Ringspaltmörtel verpresst, der nach Been-
digung des Bohrvorgangs aushärtet.
[0033] Die Figur 6 veranschaulicht eine mögliche Aus-
führungsform des erfindungsgemäßen Verfahrens. Hier
ist der größte Teil der Komponenten der Bohreinrichtung
12 in dem Hohlraum 20 des Bauelementes 1 aufgenom-
men. So ist insbesondere der Bohrantrieb 21 der Bohr-
einrichtung 12 in diesem Hohlraum 20 angeordnet. Le-
diglich der Bohrkopf 22 ragt aus dem unteren Ende des
Bauelementes 1 in das Bohrloch 11. Der Bohrkopf 22
mag hier ein nicht näher dargestelltes Schneidrad für ein

Bohren im Vollschnitt-Verfahren aufweisen. Durch das
rotierende Schneidrad wird Bodenmaterial im Bohrloch
11 gelöst und anschließend abgefördert. Eine weitere
nicht dargestellte Ausführungsform des erfindungsge-
mäßen Verfahrens sieht den Bodenabbau im Teilschnitt-
verfahren vor. Dabei erfolgt der Abbauvorgang mit einer
an einem beweglichen Arm rotierenden und mit Abbau-
werkzeugen bestückten Schneid/-Schrämwalze. Nach
besonders bevorzugter Ausführungsform und passend
zu beiden vorab beschriebenen Verfahrensvarianten
wird das beim Bohrvorgang gelöste Bodenmaterial
durch den Hohlraum 20 des Bauelementes 1 nach oben
abgefördert. In der Figur 6 ist die entsprechende Förder-
leitung 23 schematisch dargestellt.
[0034] Figur 6 zeigt weiterhin, dass der Hohlraum 20
des Bauelementes 1 mit Flüssigkeit 24 gefüllt ist. Dabei
füllt die Flüssigkeit 24 den Hohlraum 20 mit einem im
Vergleich zum Meeresspiegel 25 erhöhten Flüssigkeits-
stand. Dadurch werden die Wandungen des Bohrloches
11 hydraulisch gestützt, um einen Zusammenfall der
Bohrlochwandungen zu verhindern. Mit Hilfe der Flüs-
sigkeit 24 kann das beim Bohren gelöste Bodenmaterial
im Übrigen hydraulisch über die Förderleitung 23 abge-
fördert werden, und zwar vorzugsweise im Rahmen ei-
nes in der Figur 6 nicht näher dargestellten hydraulischen
Förderkreislaufes. Nach Beendigung des Bohrvorgan-
ges wird vorzugsweise die gesamte Bohreinrichtung 12
mit Förderleitung 23 zurückgebaut bzw. über den Hohl-
raum 20 aus dem Bauelement 1 entfernt. Bei der Flüs-
sigkeit 24 kann es sich im Übrigen um eine Stützsuspen-
sion handeln. Es liegt im Rahmen der Erfindung, dass
die im Ringspalt 13 zwischen Bauelement 1 und Bohr-
lochwandung verbleibende Stützsuspension entfernt
wird, sofern sie nicht aushärtend ist (1- Phasen- Lösung)
. Dazu wird in nicht näher dargestellter Weise bevorzugt
Mörtel über den Hohlraum 20 des Bauelementes 1 von
unten in den Ringspalt 13 eingepresst. Die Stützsuspen-
sion auf Basis von Bentonit wird dann nach oben ver-
drängt und bevorzugt mit einem über dem Ringspalt 13
angeordneten Auffangring 26 aufgefangen und entfernt.
Der Mörtel erhärtet im Ringspalt 13 und fixiert das Bau-
element 1 so in seiner Lage.
[0035] In den Figuren 6 und 7 ist im Übrigen erkennbar,
dass nach bevorzugter Ausführungsform und im Ausfüh-
rungsbeispiel das untere Stirnende des Bauelementes 1
eine Schneidkante 28 aufweist, die vorzugsweise und im
Ausführungsbeispiel über den Umfang des Bauelemen-
tes 1 umläuft. Diese Schneidkante  28 ist insbesondere
in den Phasen hilfreich, in denen das Bauelement 1 mit
der Vibrationseinrichtung 27 eingerüttelt bzw. einvibriert
wird. Fig. 6 und 7 zeigen weiterhin, dass bevorzugt und
im Ausführungsbeispiel der mit der Schneidkante 28 ver-
sehene untere Abschnitt 29 des Bauelementes 1 einen
größeren Außendurchmesser aufweist, als der obere Be-
reich des Bauelementes 1. Das trägt in vorteilhafter Wei-
se dazu bei, dass ein Bohrloch 11 mit Überschnitt erzeugt
werden kann. - In der Fig. 7 (vergrößerter Ausschnitt aus
Fig. 6) sind im Übrigen weitere Komponenten erkennbar,
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die der besseren Übersichtlichkeit halber in Fig. 6 nicht
eingezeichnet wurden. Im unteren Bereich des Bauele-
mentes 1 sind Verpressleitungen 30 erkennbar, mit de-
nen ein Verfüllmaterial 14, insbesondere ein Ringspalt-
mörtel in den Ringspalt 13 verpressbar ist. Weiter oben
sind Öffnungen 31 über den Umfang der Wandung des
Bauelementes 1 verteilt angeordnet. An diese Öffnungen
31 schließen Verpressleitungen 32 an, die die Öffnungen
31 mit einer nicht dargestellten Verpresseinrichtung ver-
binden. Über die Verpressleitungen 32 bzw. über die Öff-
nungen 31 kann ein Verfüllmaterial 14 - vorzugsweise
ein Ringspaltmörtel - unter hohem Druck - den Ringspalt
13 bzw. das darin angeordnete Verfüllmaterial durchdrin-
gend - in den Meeresboden 3 verpresst werden. Dadurch
entstehen Verankerungskanäle 33, die eine effektive
Verankerung des Bauelementes 1 in dem Meeresboden
gewährleisten.

Patentansprüche

1. Verfahren zur Herstellung einer Gründung für eine
Offshore-Anlage, insbesondere für eine Offshore-
Winkraftanlage, wobei ein Bauelement (1) in Form
eines rohrförmigen Hohlkörpers mit seinem unteren
Ende auf den Meeresboden (3) abgesenkt wird,
wobei anschließend das untere Ende des Bauele-
mentes (1) in den Meeresboden (3) eingebracht wird
und wobei zum Unterstützen dieses Einbringens das
Bauelement (1) in seinem oberen Bereich bzw. an
seinem oberen Ende mit einer Vibrationseinrichtung
(27) beaufschlagt wird,
wobei während des Einbringens des Bauelementes
(1) in den Spalt bzw. Ringspalt (13) zwischen Bau-
element (1) und angrenzendem Meeresboden (3)
Verfüllmaterial eingebracht wird, vorzugsweise kon-
tinuierlich eingebracht wird und wobei das Bauele-
ment (1) nach Erreichen seiner Endtiefe fixiert wird.

2. Verfahren nach Anspruch 1, wobei am unteren Ende
des Bauelementes (1) mit einer Bohreinrichtung (12)
ein Bohrloch (11) in den Meeresboden (3) gebohrt
wird und wobei das Bauelement (1) entsprechend
dem Bohrfortschritt in dem Bohrloch (11) abgesenkt
wird.

3. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 oder 2, wo-
bei das Bauelement (1) schwimmend zum Einsatzort
bzw. Installationsort transportiert wird und wobei das
Bauelement (1) aus einer schwimmenden Position
mit horizontal orientierter Längsachse bzw. mit im
Wesentlichen horizontal orientierter Längsachse ab-
gesenkt wird, wobei die Absenkung bis auf den Mee-
resboden (3) oder bis zu einer definierten Position
darüber erfolgt.

4. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 3, wobei
das Bauelement (1) aus einer horizontalen Position

bzw. aus einer im Wesentlichen horizontalen Posi-
tion in eine vertikale bzw. in eine im Wesentlichen
vertikale Position überführt wird und mit Hilfe einer
Manipulationseinrichtung (8) in der vertikalen bzw.
in der im Wesentlichen vertikalen Position gehalten
wird.

5. Verfahren nach Anspruch 4, wobei die Manipulati-
onseinrichtung (8) beim Absenken des Bauelemen-
tes (1), das Bauelement (1) in seiner Position hal-
tend, in Richtung Meeresboden (3) nachgeführt wird.

6. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 5, wobei
im Vollschnitt-Verfahren gebohrt wird und wobei
hierzu ein am unteren Ende des Bauelementes in-
stalliertes Schneidrad eingesetzt wird.

7. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 5, wobei
im Teilschnitt-Verfahren mit einer Teilschnitt-Ein-
richtung gebohrt wird.

8. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 7, wobei
mit einem Bauelement (1) gearbeitet wird, das an
seinem unteren Stirnende eine Schneidkante (28)
aufweist und wobei die Schneidkante (28) vorzugs-
weise über den Umfang des Bauelementes (1) um-
läuft.

9. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 7, wobei
ein Bohrloch (11) gebohrt wird, dessen Durchmes-
ser größer ist als der Außendurchmesser des Bau-
elementes (1), so dass zwischen Bauelement (1)
und Bohrlochwandung ein Ringspalt (13) gebildet
wird.

10. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 8, wobei
die Bohrlochwandung hydraulisch gestützt wird, ins-
besondere durch ein im Bohrloch (11) bzw. im Hohl-
raum des Bauelementes (1) angeordnetes fluides
Medium, beispielsweise in Form einer Suspension
oder in Form von Seewasser.

11. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 9, wobei
der Ringspalt (13) während des Bohrvorgangs und/
oder nach dem Bohrvorgang mit einem aushärten-
den bzw. abbindenden Verfüllmaterial (14) verfüllt
bzw. verpresst wird.

12. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 10, wobei
der Ringspalt (13) während des Bohrvorgangs mit
einem nicht aushärtenden bzw. nicht abbindenden
Verfüllmaterial verfüllt wird und wobei der Ringspalt
(13) zum Ende des Bohrvorgangs und/oder nach Be-
endigung des Bohrvorgangs unter Verdrängung des
nicht aushärtenden bzw. nicht abbindenden Verfüll-
materials mit einem aushärtenden bzw. abbinden-
den Verfüllmaterial (14) verfüllt bzw. verpresst wird.
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13. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 11, wobei
aushärtendes bzw. abbindendes Verfüllmaterial
über seitliche Öffnungen 31 in der Wandung des
Bauelementes (1) in den Ringspalt (13) eingepresst
wird.

14. Verfahren nach Anspruch 13, wobei das Einpressen
über seitliche Öffnungen mit einem erhöhten Druck
erfolgt, so dass das Verpressmaterial in den Rings-
palt und darüber hinaus in den umgebenden Boden
eindringt.

15. Verfahren nach Anspruch 14, wobei das Einpressen
über die seitlichen Öffnungen mit einem erhöhten
Druck nach Aushärten einer vorab eingepressten
Ringspaltverfüllung erfolgt.

16. Verfahren nach einem der Ansprüche 1 bis 14, wobei
aus dem Bauelement (1) Verpressanker ausge-
bracht und in das angrenzende Gebirge bzw. in den
angrenzenden Meeresboden (3) eingebracht wer-
den.

17. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 15, wobei
das beim Bohrvorgang gelöste Bodenmaterial durch
den Hohlraum des Bauelementes (1) nach oben ab-
gefördert wird.

18. Verfahren nach einem der Ansprüche 2 bis 16, wobei
abwechselnd mit der Vibrationseinrichtung (27) ein-
vibriert bzw. eingerüttelt wird und mit der Bohrein-
richtung (12) gebohrt wird.
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